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streit um Vorwürfe des Wirschaftsministers

 Saar-Gewerkschaften drohen Peter Müller

VON SZ-REDAKTEUR NORBERT FREUND

Im Streit mit Wirtschaftsminister Georgi drohen die Saar-Gewerkschaften mit dem 
Ausstieg aus Gesprächen über die finanzielle Sanierung des Landes. Georgi hatte dem 
DGB eine Mitschuld an der Arbeitslosigkeit gegeben.

Saarbrücken. Der Konflikt zwischen Wirtschaftsminister 
Hanspeter Georgi (CDU) und dem Saar-DGB ist gestern 
eskaliert. Der DGB drohte Ministerpräsident Peter Müller 
(CDU) in einem offenen Brief damit, aus der Saar-
Gemeinschaftsinitiative auszusteigen. Zudem stellte DGB-
Landeschef Eugen Roth (Foto: Bilderwerk) seine Teilnahme 
an einem von der Landesregierung anvisierten Gespräch 
mit Bundesfinanzminister Hans Eichel (SPD) in Berlin zur 
Haushaltsnotlage des Saarlandes in Frage. Die 
Gewerkschaften reagierten damit auf Vorwürfe Georgis, sie 
würden "notwendige Entwicklungen, die zur Sicherung von 
Arbeitsplätzen sowie zur Schaffung neuer Beschäftigung 
führen, blockieren". 

Bei dem Treffen in Berlin, für das es noch keinen Termin gibt, will Müller (Foto: 
Becker & Bredel) um Finanzhilfen des Bundes für das Saarland nach dem 
Auslaufen der Teilentschuldung werben. Die Landesregierung hielte es nach 
Angaben ihres Sprechers Udo Recktenwald für "sinnvoll", dass auch SPD-
Landeschef Heiko Maas sowie Vertreter von Arbeitgeberverbänden und DGB 
daran teilnehmen.  

Derweil teilte SPD-Landeschef Heiko Maas mit, er habe am 19. April einen 
Termin bei Eichel in Berlin, an dem auch Roth und der Haushaltsexperte der 
Saar-SPD, Reinhold Jost, teilnehmen würden. Er werde mit Eichel "die 
Haushaltsnotlage des Landes besprechen und nach Lösungsmöglichkeiten 
suchen". Allerdings wäre er auch nicht abgeneigt, einen weiteren 
Gesprächstermin mit Eichel gemeinsam mit Müller wahrzunehmen. Darüber 
werde man entscheiden, sobald eine entsprechende Einladung von Müller 
vorliege.  

In einem offenen Brief von DGB-Landeschef Eugen Roth und drei weiteren 
führenden Saar-Gewerkschaftern an Müller hatten sich diese gegen den 
Vorwurf von Georgi verwahrt, sie seien an der hohen Arbeitslosigkeit 
mitschuldig. In seinem ebenfalls gestern veröffentlichten Antwortschreiben 
erklärte Müller, Georgi haben den Gewerkschaften mitnichten die "Alleinschuld" 
an der Arbeitslosigkeit im Saarland zugewiesen. Zudem sollten unterschiedliche 
Bewertungen in wirtschaftspolitischen Fragen Regierung und Gewerkschaften 
an der gemeinsamen Vertretung saarländischer Interessen nicht hindern. > 
Seite C 2: Bericht  
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Hintergrund 
Das Saarland hat nach Meinung der beiden Wissenschaftler Rolf Lichtblau und 
Wolfgang Renzsch einen begründeten Anspruch auf weitere Finanzhilfen des 
Bundes. Die gestern vorgestellten Gutachten des Instituts der deutschen 
Wirtschaft (IW) und der Universität Magdeburg bescheinigen dem Land, die 
Sanierungsauflagen im Rahmen der Teilentschuldung erfüllt oder sogar 
übererfüllt zu haben. Die Finanzmisere sei auf Steuerausfälle und das fehlende 
Wirtschaftswachstum in Deutschland zurückzuführen. Die Bundesregierung 
lehnt weitere Finanzhilfen für das Saarland bislang ab. Landesfinanzminister 
Jacoby schließt eine Verfassungsklage nicht aus, will aber zunächst den 
Ausgang politischer Gespräche abwarten. nof  

Peter Müller (links) und Eugen Roth. 
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